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is

«

« Die»deutscheFortschrittspartei, im Jahre 1861»begriiiidet,ist gegenwärtigdie älteste politische Partei in Deutschland Zugleich
- ist die deutsche Fortschrittspartei seit ».1881»diegrößte liberale Partei un deutschen Reichstag. Die deutscheFortschrittspartei zählt im

Reichstage61 Mitglieder, während die nationalliberale Partei nur 44 und die»liberaleVereinigung
45 Mitglieder hat.

Die uationalliberale Partei ist erst 1866 entstanden und zwar wesentlich unter Mitivir uug von Männern, welche bis dahin der Fort-
schrittspartei angehörthatten, wie von Forckenbeck,Lasker u. f. w. Jm Jahre »187»4erreichte die iiationalliberale Partei im Reichstage ihren
höchser Stand mit 152 Mitgliedern Jin Jahre 1878 zähltesie nur noch 98 Mitglieder.Judem die nationalliberalePartei sich immer weiter
. nach rechts entwickelte und in Ermangelung eines festen Programms bei allen entscheidendenFragen in verschiedene, einander sichbekämpfende
Theile zersiel, ging sie immer mehr ihrer Auflösung entgegen. Jiu Jahre 1879 schied eine von«den Abgeordneten Völck und Schauß geführte
: liberale Gruppe nach rechts aus; im Jahre 1880 bildete die linksstehende Gruppe der Secessiouisten unter v. Forckenbeck,Laster, Bamberger,

Rickert, Freiherr v. Staufenberg die liberale Vereinigung. Die übri bleibende mittlere Gruppe unter der Führung des Herrn v. Bennigsen
schmolz bei den Reichstagswahlen von 1881 bis auf 44 Mitglieder zusammen,so daß sie gegenwärtigdie kleinste liberale Partei im Reichstag
; ist. Seitdem ist diese Gruppe auch von ihrem Führer v. Vennigsen verlassen worden, weil derselbe sich von einer versöhnlichenPolitik unter

s-

den gegenwärtigenVerhältnissenkeinen Erfolg mehr verspricht. ·

,—. Neben der FortschrittsparteiimReichstage giebt es auch eine Fraktion der«deutschenFortschrittsparteiim preußischenAbgeordnetenhause
. und in der sächsischenzweiten Kamme r. Außerdemsitzen Mitglieder der Fortschrittspartei im preußischenHerrenhause, in den Landtagen von

« Bauern, Wiirttemberg, Hesseii,Oldenburg, Mecklenburg, Sachsen-Weimar, Sachsen-Altenburg, Reuß jüngererLinie, Anhalt, Lippe und in den

gesetzgebendenKörperschaftenvon Bremeu, Hamburg und Liibeck. .

» «

.

.

Zu den bekanntereu Abgeordneten der Fortschrittsparteigehörenu. a.: GehMediziualrathProf.I)1-.Yirchow in Berlin, Mitbegründe
s der Partei, Professor des Staatsrechts Di-. Hei-nec-in Kiel, 1874 bis 1876 Vizepräsideiitdes Reichstags, Landgerichtsrath kstolz in Berlin

1874 bis 1879 Vizepräsidentdes Abgeordiieteiihaiifes, Landesdirektorvon Ostpreußenv. Hauchenszarpntschen in Königsberg,Fabrikant
’

CLudwig CLoewe in Berlin, Rechtsanwaltzitöert Träger in Nordhanfeu, ProfessorDis. Zicöller in Königsberg i· Pr., Rechtsanwalt Muncliec

FBekltåaSchriftsteller
cLudolf Yarisius in Berlin, tder bekannte Genossenschaftsmaun), Eugen Richter iu Berlin, Stadtsyndikusvon

s, erliu e «e.

Gegenwärtig vertritt die Fortschrittspartei im Reichstage sämmtlichesechs Berliner Wahlkreise, sodann von großen Städten u. a.

Köiiigsbergi. Pr., Darmstadt, Hagen i.«W., Lübeck,Potsdam, Spaudan, Kiel, Altona, Wiesbaden, Kassel, Weimar, Eisenach, Zittau, Magde-
Z barg, Bromberg, Ciilmbach, Gera, Greifswald, Stralsuud, Schlesmig, Jserlohn, Dortmund, Nordhausen,-Elberfeld, Barmen, Oldenburg, Hof,

.;I Majnz, Hamburg III, Nauinburg, Tilsit, Meißen,im preußischenAbgeordnetenhauseaußerdemnoch-Danzig, Frankfurt a. M., Posen, Elbing,
E Hamm, Thom, Breslau, Hanau, Brieg. « »

«

z Jin Reichstage sind nach ihrer landschaftlichenVertheilung folgende Wahlkreise durch die Fortschrittsparteivertreten: in Ostpreußen
; ej Wahlkreise, Berliner ö, in Brandenburg 5, Pommern 2, Posen 1, Schlesien 1, Provinz Sachsen 4, Schleswig-Holsteins, Haiinover 2, West-
s faleii Z, Rheinproviuz 2, Hesfeu-Nassau«4,im ganzen 40 preußischeWahlkreise. Hierzu kommen außerpreußischeWahlkreise in Bayern 2, König-
s reich Sachsen 5, Wiirttemberg1, Hefer 2, Meckleuburg 1, Oldenburg 2, Sachsen-Weimar 2, beide Li pe 2, Renß j. L. l, Schwarzburz-Rudo«l-
«

stadg1,»ckHansestädte
2. Die Fortschrittspartei vertritt somit alle Theile Deutschlandsund ist auch des )alb in Wahrheit als eine deutschePartei

zu ezei )nen.
«

«

-

Bei den Reichstagswahlen im Jahre 1881 wurden in 113 deutschenWahlkreisen mehr als je 1000 Stimmen anf Kandidaten der Fort-
schrittspartei abgegeben. Im Ganzen sind nach der amtlichen Statistik beim ersten Wahlgaiige auf Kaudidateu der Fortschrittspartei Stimmen

abgegebenworden 649,286, bei den Stichwahlen 721 745. Da bei den Reichstagswahlen im Jahre 1878 auf Kanditaten der Fortschrittspartei
nur 388,007 Stimmen abgegeben waren, so hat sichdie Fortschrittspartei bis zur Reichstagswahl von 1881 iiahezn verdoppelt. Die lieber-

zeugung, daß nur eire parlamentarische Thätigkeitim Sinne der Fortschrittspartei der heutigen Situation entspricht, dringt augenscheinlichin
immer weitere Kreise von Deutschland. -

Unter den 61 Reichstagsabgeordneten der Fortschrittspartei sind ihrem Stande nach 11 Gutsbesitzer nnd kleinere Laudwiithe, 4 Kaus-
« leutse,

5

Fasrigauten
und Ingenieure, 7 Rechtsanwälte,3 Lehrer, 7 richterlicheBeamte, 4 Aerzte, 1 Regierungsrath, 3 Banineister, 1 Tischler-

k 1neiter, 1 ) re iger. .

Die deutscheFortschrittspartei wurde im Mai 1861 gebildet und war damals die erste Partei, welche sich als deutschePartei bezeich-
nete. Die Fortschrittspartei ging hervor aus einer Vereinigung von Männern aus der früherendemokratischenund ans der konstitutionelleu

; Partei. Zu den Stiftern der Fortschrittspartei gehörenu. a. die verstorbenen Abgeordneten: der Anwalt der deutschenGenossenschaftenDr.

Hchulzesxtetilzsils, welcher bis zu seinem am 30. April 1883 erfolgten Tode der Fortschrittspartei angehörte;Freiherr v. Hoverbeiti, Obertribuuals--
Rath gsaweiii, Geh. Rath Faddet Die Fortschrittspartei stellte 1861 an die Spitze ihres Programms das Verlangen nach einer festen
Cinigung Deutschlands, welche ohne eine starke Centralgewalt in den Händen Prenßens und ohne gemeinsame«deutscheVolksvertretuna

· nicht gedacht werden könne. Nachdem durch die inzwischen erfolgte politische Umgestaltung Deutschlands das Programm der Fortschrittspartei
7

von 1861 zum Theil erfülltwar, hat »einParteitag in Berlin im November 1878 ein neues Programm festgestellt Dasselbe ist hier unten ab-

gedruckt. Das Programm stellt an seine Spitze, daß die Fortschrittspartei zum obersten Ziele hat, dem deutschen Staatswesen
immer festere Grundlagen zu schaffen durch Sicherstellung der bürgerlichen Freiheiten, durch Hebung der sittlichen und

materiellen Wohlfahrt des Volkes, durch Kräftigung der konstitutionelleu Rechte seiner Vertretung Fu Treue gegen
den«-grauenauf drzn rerfassuugømaizigeuHoden den Hnudroslaateg werde die Partei die Aufgaer
erbittern die ihr fur das deutscheReich und das deutscheWollt erwachsen.

Zur Durchführungdes Programms at der Parteitag von 1878 der Fort chrittspartei eine bestimmteOrganisation gegeben.Die Grund-

lsaglizhdiexgOrganisationbilden die Vereine der Fortschrittspartei in den einzelnen Reichswahlkreisen. Es bestehen jetzt ungefähr 150
o er ereiue

«

Die Geschäfteder Partei werden für einzelne Proviuzen und Landschaftenvon besonderenGeschäftsü rern walr eiiouiinen wel e a

Provinzial-Paiteitagenbestelltsind. Zu diesen Geschäftsführern ehörenu. a.: ReichstagsabgeoanProfessorfBr.MölleJrSiUKönigsbergäiPäf
» Stadtrichter a. D. Friedlander tu BreslamKaufmann Max Nat an in Magdeburg, Reichstagsabg. Dr. Gieschen in Hamburg, Jugenieur Hechi

in Hanuover, Bankdirectorxccholviuckin Leer, HaudelskammersecretärDroop in Bieleseld, Reichstagsabg. Kaufmann Schmidt in Elberfeld
Kaufmann L. Reuse in Kassel,RechtsanwaltDr. Geiger in Frankfurt a. M., Rechtsauwalt Schenck in Wiesbaden, Landtagsabg. Carl v. Cräniei
in Nürnberg, Gutsbesitzer Otto Sartoriiis in Mußbachi. d. Pfalz, Professor Dr. Wiegard in Dresden, Kaufmann Rosencrantz in Leipzig
Rechtsanwalt Hempel in Zwickau, KaufmannWilhelm Langeubach in Darmstadt.

«

,
«

Au der Spitze der Parteiorgauifation stehtdas Centracwahküomitöin Yerkiiu zu dein alle zur Zeit dei jedesnialigen Berufung
in Berlin anwesenden Parteigenossen unter den Mitgliederndes Reichstags und des preußischenLandtags gehören. Ein geschäftsfiilirender
Hin-schni- von fünf Personen aus der Mitte dieses Comites leitet die laufenden Parteigeschäfle,sorgt für die weitere Ausbreitungder Wahl-
agitattoii und der Parteiorgauisatiou. ,

. Sofern nicht näherliegendeAdresseu bekannt sind, wendet man sich in Wahlangelegenheiten an den ReichstagsabgeordnetenEucken

KischtzöizBei-Izu38W.Tempelhofer Ufer 12., und in Rassrnangelegenheiten der Partei an den Reichstagsabg.Hugo Heruics, Berlin C.
eue romeua e ·
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Organ der

Parteiist die mouatlich etscheiueude ,,YarkameiitarisitseGorrefpoudeiizn (siel)e unten Nachrichten), welche von Mit

gliedern des geschästsühreudenAusschusses teraiisgegebeu wird. Außerdem werden auff Rechnung der Partei über politische Zeitfragen
billigen Preisen Zurosctsüren(siehe uiiteu Nachrichten) verbreitet

« Zur Herausgabe eines populären politischenWocheublattesder Fortschrittspartei »Der Neichsfreund« hat sich eine besondere Aktien-

sellfchaft ,;Fortschritt«in Berlin gebildet. Begründet ist dies Wochenblatt von den Ab g. Engen Richter, Ludolf Parisius und Hugo Hermes.
Der Reichsfreund besaß im Juni 1883 19,338 Abonnentcn, welchesichauf 1043 Po tanstaltsbezirkeDeutschlands vertheilten.

Mehr als 60 hervorragendeRedner der Ratten insbesondereAbgeordnete,Rechtsanwälte,Lehrer, haben sich bereit erklärt,außerhalb

ihres Wohnortes zur Vertretungder ParteiinteressenVorträgezu halten.
-

,«Hervoi«gehobeiizu werden verdient aus der letzten Session des Reichstages das entschiedene Auftreten der Partei zur Abwehr des

Tabaksmonopols und einer erhöhtenTabaksbesteueruiig, die Bekämpfung der Erhöhung des Holzzolles und anderer Zölle aufuothweiidigt
Lebensmittel, die Anträge und Reden gegen neue Polizeibeschränknugen,gegen

die Gewerbenovelle (Ha
u.«ss.Tw.),die Anträge und Reden zur Abstellung von Mißstäiideu innerha b der Militärverwaltuug,i

·hciiidlj-iingder Soldaten, der Gründung von Ofyzierkasiuos
u. s. w.

--

"

Möge der Partei in allen Gauen

zuTheil werden, welche sie für ihr kräftiges
Zukunft verdient.
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Yrogramm der deutschenFortschrittspartei
iiactj den Beschlüssen des ersten Parteitag-text Zu Berlin vom 24.-26. Worte-miser 1878.

·

Die deutscheFortschrittspartei, im Jahre 1861 in dein doppelten Kampfe um die Einiguug des deutschen Vaterlandes und um dti
Wahrung der verfassnni smäszigenRechte der Volksvertretuiig entitandeuz hat nach wie vor zum obersten Ziele, dem deutschen Staatswesen imni

«"

sestere Grundlagen zu chafsen durch Sicherstellung der bürgerlichenFreiheit, durch Hebung der sittlichen und materiellen Wohlfahrt des Volkett

durch Kräftigung der konstitutioiiellen Rechte seiner Vertretung- .
« «

Oiii Treue gegen den Kaiser, anf dein verfassungsmäßigenBodendes Bundesitaates wird die Partei die Aufgaben erfüllen, die ihr sioi
das deutsche Reich und das deutsche Volk erwachsen. Diese Aufgaben bezeichnen zugleich die Grundrichtuug welche ihre politische Thätkgkelt alt-?

dem Boden der konstitutiouellen Verfassuugeii in den Einzelstaaten einzuhalten hat.
.

Grundsätze, uiii«die·wesentlich die Parteigenosseii sich zii sammeln haben, die folgenden Aufgabender·deutschenFortschrittspartei zu bezeichnen: «--1.
I. Die Entwickelung der parlaineiitarischen Verfassung durch Kräftigung der Rechte des Reichstages, und durch Einrichtung eines deiiLz

selben verantwortlichen Reichsniiuisteriiiuis.
Erhaltung des allgemeinen, gleichen, direkten nnd- geheimen Wahlrecht-s und der dreijährigenLegislatiirperiode. —- Gewährui
von Diäteu an die Reichstagsiiiitglieder. »

Bolle Durchführungdes Rechtsstaates-, insbesondere Gleichheit vor dem Gesetze ohne Ansehen des Standes nnd der Partei; Abwi

theilnng von politischen nud Preßvergehendurch Geschworeue; Sicherung der Preßy Versammlungs-Und Vereiusfreiheit DI-

Ciitwickeliiug der vollen Wehrkraft des Volkes unter Schonung der wirthschaftllcksenInteressen, daher Verminderung und gleichniäßigef
Vertheilung der Militärlast durch Abkürzung der Dienstzeit und volle Durchsuhriiiig der allgemeinen Wehrpflicht

«

Jährliche Feststellung der Friedeiispräsenzstärkedurch das Gtatsgesetz · 5
Erbauung des Rechtes des Reichstages auf jährliche Stciieijbewilliouug;bis zur vollenSicherstellung dieses Rechtes in audeY
Form, Beibehaltuiig der Matriknlarbeiträge unter Annahme eines gerechtereiiVertheilungsniaßstabes .

«

Vertheilung der Stenerlast nach Maßgabe der Stenertrafm insbesondere teineileberbiirdnngder weniger bemittelten Volksklassftdurch uiiverhältnißniäszigeBesteuerung allgemeiner Verbrauchsgegeiistände.
l

II.

III.

IV.

Festhaltung derbewährtenGrundsätze der Zollvereinspoliiik; keine Steuer- und Zollpolitik im Dienste einseitiger Interessen»zi —-

Keine Moiiopole.
» « » · » « «

. Aufrechterhaltung der Freizügigkeit,der Gewerbefreiheit, der Koalitionsfreiheit
Weitere-r Ausbau der wirthschastlicheii Gesetzgebung, insbesondere zuni

Frauen iiud der Kinder-; Erweiterung der Haftpflicht
Gewerbliche Schiedsgerichte. « » · ·

-

»

b« GesetzlichteAnerkennung
der auf Selbsthilfe begruudeten Vereinigungen (Peusiouskasseii,Arbeitgeberverbäude,GewerkvereisiQ

ging ringsan er .
»

J
«

Förderung derallgeiiieiiieu und technischen Bildung der arbeitenden Klassen.

vI » sskeformdderAktifkngtelseckzgebungss b B d f d A l
· gest e zuug er im ö «en i»)euJn ere e notwendigen s e iiignugeu tir ie en age und den Betrieb der Eieubil neu dnr Rei l

vn
gesetzennd Handhabung derselben durch Reichsbehördeu uiitnninittelbarer Exekntivgewaltz dagegenAblehnung desIReithseiseiibahcpiprojef

. .

dein Staat durch Staatsgesetz. Daher allgemeine Gesetzgebung über Religiousgesellschasten ohne Rückt t a
·

'i lie Kon e« «s

und ohne Bevorzugung oder Zurücksetznugbestimmter Kirchen, namentlich Feststellun
fch M enz« f Isiou

gesellschafteithaatlichanerkannt werden und Korporationsrechte erhalten müssen. »

Selbststaudigkeit der Schule egennber der Kirche, unbeschadet der Ordnung des Religionsimterrichts. Allgenieiner obligatoristJe
und uiientgeltlicher Voltsnnterri it. .

.

- .(
« .n

Zur Nachricht diene, daß die vorerwähute »Pnrlamentarische Korrespondenz-« aboiinirt wird durch u eudun ni
« vei un o e- IT

uiarken aii den Reiche-tagenbgeordneteuHug o Hernied. Berlin G Neue Promenade s. Das Aboiiiieiuent beträgt füerifisoals-;gznsiirfl Egrpläu
niir i0 Oxf. per Exil-«bei Partieabouuement von mindestens 1(·lExpl» vorausgesetzt daß,die Versendung vou mehr als 10 xpl. immer unter einer Adressee is.

Die von der Fortschrittspartei herauege ebenin Broschnren sind saiiimtlirh durch die Buchhandlungvon C Barthel. Berlin s. Ritterstr. 52. direkt Und pvkklk
zu beziehen »gegeii vorherige portofieie usenduiig beo«Beti·ages;·iJn Partiebezugen erheblich billiger.) Hervorzuheben ist insbesondere das »ABC-Buch"ka fl
sinnige Wahler«, weiches ein Lexikou iui fortschrittlichen Sinne darstellt und kurz gedrängte Artikel über alte politischen Tageefraoen enthält. Preis 150 !

Und fUT szslideltz lmlßlsche FIIASUU»Der liberale Urwahlew Preis 1 Mark-«Auf
»

das in Berlin erscheinenee Wochenbiatt »De«rNeichsfremid« aboi
man entweder bei der Post (ÄeitiiiigekatalogNr. 4036) sur 50 Pf. pro Quartal .(incl. Anetragcgeld 65 Pf.). oder man bestellt dasselbe srbaid es sich um ein Pas
abonueineut von mindestens 10 Exemplaren handelt, bei der Eiveditirn des Reichrfrcuud,Berlin W. Charlottcnitu 28, zum Preise o«ou40 Pf. pro Exemplar.
Falle des Postadonueuientavergntet die Expedition bei Einsendung der Postqnittnngenlo Pf. pro Exemplar zurück. f

Die Or aiiiscition der Partei, die Adressen der Mitglieder des geschaitefuhreuden Ausschusses der Vorstände dir Lokalvereine der Hauptgeschäftssi

HgäsllleländesgveitllsåjhztkiIrFÆskglafdPInggåszkten
del Palteis dle Ittzke WahlstatistiL Plvglauim nnd Organisatirnestatut sind abgedruckt

.

fii

DiesesFlngblattist portofrei zu beziehen
«

·

—

durch die Ziiäidruitrereivon lässest-solt in Berlin sW., yommmkdapkengz 7
XI

zum Preise VDU 3 Malk 50 Pf. pro 1000 Eremplare, 2 Mark pro 500 uiid 50 Pf- pw 100 Exemplare gegen vorherige portofreie Eiiiseiil
dieses Betrages.

"
« «

" "

.

«

i

kii

R. Geiisch, Biiclidriickerei Berlin, Koniniahdaiitcnstr. 7.

iidlllllgsleisellde. Wirthe, Rechtskonsulenteist
u Betreff der Militärwerkstätten,derBeii

es deutschen Vaterlaiides diejenige Unterstützungvon patriotischenund liberalen Männeran «

nnd männlichesAuftreten im Interesse des deutschen Volkes, seiner Gegenwart und seineri

»-

.

Aqksi«

In diesem Sinne hat der Parteitag beschlossen ais leitenuz

(

Schutze fiir Leben und Gesundheit der Arbeiter-, txtz
«-u «

le

Jndividuelle Gewissens- und Glanbenssreiheit. Abgrenzung des Rechtsgebietes der Kirchen- und Religionsgesellschafteugegenülu
«

g der Bedingungen, unter welchen Religion-:-,

»


